




































































































































































































































sieht, in der Hoffnung, alleine durch äußeren Druck eine 
Änderung des gewerkschaftlichen Handelns zu bewirken. 
Umgekehrt kann allerdings ebensowenig aus einer reinen Be-
griffsbestimmung der Gewerkschaften im kapitalistischen 
System eine ein für allemal zureichende Prognose über die 
Chancen und Grenzen der Veränderung gewerkschaftlichen 
Handelns abgeleitet werden, selbst wenn eine gründliche 
Analyse der Funktionsbedingungen von Gewerkschaften im 
Dreiecksverhältnis von Staat, Kapital und Arbeit Illusionen 
über allzu rasche und widerspruchsfreie Lösungsmöglichkei-
ten der Probleme verhindern hilft. 
Fruchtbarer für die weitere Auseinandersetzung erscheint 
statt dessen eine genauere Beobachtung des widersprüch-
lichen Verhaltens der Gewerkschaften gegenüber der ökolo-
gischen Herausforderung, um herauszufinden, w o anzuset-
zen wäre, damit Lernprozesse in Betrieb und Organisation 
verstärkt und Ubergangspfade markiert werden können, die 
für eine ökologische Umorientierung begehbar sind. 

Lernprozesse im Betrieb und vor Ort 
Als der Betriebsratsvorsitzende der Bremer Vulkan-Werft, 
Fritz Bettelhäuser, im Frühjahr 1983 öffentlich erklärte, die 
Belegschaft werde den Auftrag zum Umbau des Passagier-
schiffes »United States« nicht ausführen, weil es sich dabei 
um ein »Asbest-Schiff« handle, erregte dieser Widerstand 
Aufsehen. Der damalige Betriebsratsvorsitzende konnte sich 
aber auf die Mehrheit der beteiligten Gewerke stützen. Die 
betroffenen Werftarbeiter hatten unmißverständlich erklärt, 
lieber aufs Arbeitsamt gehen zu wollen, als auf einem solchen 
»Todesschiff« zu arbeiten. Eine derart dezidierte Haltung der 
Belegschaft, die auch die Geschäftsleitung auf Granit beißen 
ließ - sie mußte sogar die Abmahnung des Betriebsrats vor 
Gericht wieder zurücknehmen - fiel allerdings nicht vom 
Himmel. Vor zehn Jahren bereits hatten Vertrauensleute und 
Betriebsräte auf der Werft begonnen, mit Hilfe ihrer Be-

triebszeitung »Echolot« die Belegschaft für das Asbest-Pro-
blem zu sensibilisieren. Daraus waren erste Aktionen, etwa 
ein Streik der Tischler für den Verzicht auf asbesthaltiges 
Material, entstanden. Der qualvolle Asbestose-Tod einiger 
Kollegen, der sich praktisch vor den Augen der Belegschaft 
vollzog, tat ein übriges. Die Auseinandersetzung mit Berufs-
genossenschaft, Betriebsarzt und Gewerbeaufsicht, öffent-
lich geführt, verdeutlichten jedem die Risiken und führten 
dazu, daß jeder nur asbestverdächtige neue Stoff auf der 
Werft sofort von den Arbeitern selbst zur Untersuchung ge-
bracht wurde. Der »tödliche Staub« wurde schließlich end-
gültig vom Arbeitsplatz verbannt. Darüber hinaus mobili-
sierten die Arbeiter auch ihre Gewerkschaft und ihre politi-
schen Vertreter in der Bremer Bürgerschaft, um ein generelles 
Asbestverbot für alle Betriebe durchzusetzen. 
Auf diesen Erfahrungen aufbauend, starteten Betriebsräte 
und Vertrauensleute Ende der siebziger Jahre eine Untersu-
chung auf der Werft über Belastung und Gesundheitsgefah-
ren am Arbeitsplatz, bei der die Betroffenen selbst in Ver-
sammlungen der unterschiedlichen Gewerke im Betrieb die 
Daten über ihre alltäglichen Arbeitsbeschwerden und Ge-
sundheitsprobleme zusammentrugen und auswerteten. Statt 
auf die Arbeitsmedizin der Experten zu vertrauen, kümmer-
ten sie sich selbst um Art und Ausmaß der arbeitsplatzbe-
dingten Schäden. Das Ergebnis dieser »Arbeitermedizin« 
bestand in einer deutlichen Bewußtseinsveränderung der 
Kollegen, die nun Schritte zur Kontrolle und Abwehr der 
Schädigung ihrer Arbeitskraft überlegten. 
Als Nachtrag zu diesem Beispiel sollte nicht unerwähnt blei-
ben, daß das »Asbestschiff« dennoch in der Bundesrepublik 
umgebaut wird. Die von der Krise ebenfalls gebeutelten Ar-
beiter der Hamburger Howaldtwerft stimmten dem Auftrag 
zu. Eine entsprechend konsequente Aufklärungsarbeit hatte 
es hier nie gegeben. 
Der Lernprozeß der Bremer Werftarbeiter, die vor dem Kon-



flikt zwischen der Sicherung der Arbeitsplätze und ihrem An-
spruch auf Schutz ihrer Gesundheit nicht kapitulierten, gibt 
einen ersten Hinweis darauf, w o Umweltschutzpolitik, die 
immer auch Arbeitsschutzpolitik sein muß, ansetzen könnte: 
bei der Initiative, die Arbeiter selbst ergreifen, um Wider-
stand gegen krankmachende Arbeitsbedingungen zu leisten. 
Statt das Interesse an der Erhaltung der eigenen Arbeitskraft 
an die dafür vorgesehenen außerbetrieblichen Einrichtungen 
des öffentlichen Gesundheitswesens zu delegieren, wie es der 
normale Gang der Dinge hierzulande vorsieht, wurde ein 
präventiver Kampf gegen gesundheitsgefährdende Arbeits-
stoffe und Arbeitsbedingungen im Betrieb selbst organisiert. 
In diesen Aktionen wird ein Verständnis von politischem 
Handeln sichtbar, das sich gegen die gewohnten Rollentren-
nungen - im Bewußtsein wie in der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit - wehrt. In seiner Rolle als Arbeitsplatzbesitzer mit 
Einkommensanspruch verhält sich der einzelne Beschäftigte 
normalerweise gemäß den betrieblichen Anforderungen, die 
an ihn als weisungsabhängigen Produzenten gestellt werden. 
Er trennt diese Rolle säuberlich von den Rollen, die er im 
Bereich von Familie, Haushalt und Freizeit als Konsument 
spielt, obwohl er auch da von Entscheidungen, die im 
Produktionsprozeß fallen, betroffen ist. Arbeits- und Le-
bensinteressen treten so regelmäßig auseinander. Mit dem 
Arbeitsplatz und dem daher bezogenen Einkommen kauft 
der Einzelne zunehmend Streß, Schadstoffbelastungen, Ge-
sundheitsgefährdung ein, wobei er in der erwerbsfreien Zeit, 
der privaten Lebenssphäre, nicht nur unter den individuellen 
Folgen der Erwerbstätigkeit leidet, sondern auch unter den 
kollektiven Kosten der ungehemmten industriellen Produkti-
vität wie Lärm, minderwertige Nahrungsmittel, verstopfte 
Straßen oder eine vergiftete Umwelt . Eine Verteidigung der 
Lebensinteressen müßte also wieder zusammenzubringen 
versuchen, was das allein aufs Verwertungsinteresse abge-
stellte ökonomische System, flankiert von staatlicher Politik, 

permanent und gewaltsam zu trennen bemüht ist. Etwas von 
dieser Überwindung von Trennungen in den Köpfen wird 
spürbar, wenn Arbeiter sich weigern, die Rolle der allseitig 
anwendbaren Arbeitskraft zu akzeptieren, der die Sorge um 
die Erhaltung eben dieser Arbeitskraft als Freizeitaufgabe 
aufgebürdet wird, und statt dessen darauf beharren, den Pro-
duktionsprozeß daran zu orientieren, daß sie im Betrieb nicht 
nur als Arbeitskräfte vorkommen, sondern als unteilbare Per-
sonen, die im Hinblick auf die zu fertigenden Produkte den 
Anspruch erheben, daß sie sozial nützliche Qualitäten zeigen 
und umweltverträglich sein sollen. Ökologische Politik, auch 
ökologisch orientierte Betriebs- und Gewerkschaftspolitik, 
zielt dem Grundsatz nach auf ein gesellschaftliches Entwick-
lungsmodell, das seine Logik in der Wiederherstellung ganz-
heitlichen Lebens hat. 
Andererseits kann das natürlich nicht heißen, dem Einzelnen 
die gesamte Verantwortung für die notwendigen gesellschaft-
lichen Umbauprozesse aufzubürden. Das ist tatsächlich nur 
als kollektive Anstrengung denkbar, bei der auf verschiede-
nen Handlungsebenen Kräfte zusammenwirken, die parallele 
Ziele verfolgen, wobei den Initiativen an der gesellschaft-
lichen Basis, in den Betrieben und außerhalb, das größte 
Gewicht für eine handlungswirksame Bewußtseinsänderung 
zukommen dürfte. 
Das Beispiel der Arbeiter und Techniker des Rüstungskon-
zerns Lucas-Aerospace in England, die aus eigener Kompe-
tenz eine Fülle sozial nützlicher und umweltverträglicher 
Produktideen und Prototypen entwickelt haben, als sie ge-
fordert waren, dem drohenden Arbeitsplatzabbau entgegen-
zuwirken, weist den Weg in die richtige Richtung. Auch in 
der Bundesrepublik sind in mehreren Betrieben, vornehmlich 
in Norddeutschland, Arbeitskreise für alternative Fertigung 
entstanden, die gerade diesen Impuls aufgenommen und wei-
terentwickelt haben und damit wichtige Anstöße für eine 
ökologisch orientierte Betriebspolitik liefern. Bedroht von 



der Gefahr von Produktionseinschränkungen und möglichen 
Arbeitsplatzverlusten, wird hier das Heil gerade nicht in einer 
blinden Anpassung an das Kapitalinteresse gesehen. Ganz im 
Gegensatz dazu wird auf der Basis einer - oft regional - veror-
teten Lücke im gesellschaftlichen Bedarf eine entsprechend 
angepaßte Produktion entworfen. Nicht selten handelt es 
sich dabei um für schwankende Auftragskonjunkturen be-
sonders anfällige Rüstungsbetriebe, deren Produktpalette zu-
gunsten ziviler, sozial nützlicher Produkte erweitert werden 
soll mit dem Ziel, Rüstungsproduktionen insgesamt zu ver-
mindern. Ein gutes Beispiel für solche Versuche einer »Pro-
duktkonversion« stellen die Bemühungen des Arbeitskreises 
»Alternative Fertigung« bei der Hamburger Großwerft 
Blohm und Voß dar. Als Alternative zu einem geplanten 
Fregattenauftrag für die türkische Militärregierung konnte 
der Arbeitskreis eine Fülle von Produktvorschlägen präsen-
tieren, die auf der Basis vergleichbarer Kosten wichtigen 
gesellschaftlichen Bedürfnissen entsprochen hätten: Klär-
schlammentsorgungsanlagen, Filter für Kraftwerke, Wasser-
aufbereitungsanlagen etc. Alles Produkte, für die Maschinen 
und know how auf der Werft vorhanden wären oder leicht zu 
beschaffen sind. Der Druck, der von dieser Initiative, an der 
sich etwa 30 Arbeiter seit Jahren regelmäßig beteiligen, aus-
ging, war schließlich auch von der Unternehmensführung 
nicht mehr zu ignorieren, wollte man in der Belegschaft nicht 
an Glaubwürdigkeit verlieren. Nach anfänglicher arroganter 
Abwehr dieser als Einmischung in die Direktions- und Mana-
gementtätigkeit angesehenen Aktivität, hat sich die Firmen-
leitung nun zu einem flexibleren Umgehen mit dem Arbeits-
kreis entschlossen und unter anderem in die Entwicklung 
eines vom Alternativen Arbeitskreis vorgeschlagenen Stro-
merzeugungsverfahrens durch Windenergie, den sogenann-
ten Wagner-Rotor, eigene Forschungsgelder gesteckt. Eben-
falls im Gespräch sind umweltfreundliche Abfallverwer-
tungsanlagen . Mit Hilfe der Wissenschaftler der Innovations-

beratungsstelle der IG Metall ist, nicht nur an diesem Ort, 
eine Bewegung in Gang gekommen, die trennende Grenzen 
zwischen weisungsabhängiger Arbeit und selbständig pro-
duktorientierter Tätigkeit im Rahmen des Industriebetriebs 
überwindet, ohne ins bloße Vorschlagwesen zurückzufallen. 
Zunehmend werden von diesen Arbeitskreisen die politi-
schen Rahmenbedingungen, die die Realisierung der Produk-
tideen behindern, thematisiert und damit Handlungsebenen 
erreicht, die neue Beziehungen zwischen Produzenten und 
Verbrauchern anvisieren. Genossenschaftlich organisierte 
Produzenten und kommunale Auftraggeber, deren gemeinsa-
mes Ziel eine Verbesserung von Lebens- und Umweltbedin-
gungen ist, könnten nach diesem Modell in Austausch treten, 
ohne daß eine am Gewinn orientierte Instanz zwischenge-
schaltet werden müßte. 
Ein vergleichbares Modell zeichnet sich bei einer gemeinsa-
men Aktion von gewerkschaftlich organisierten Eisenbah-
nern, Arbeitern der Krupp MAK-Werke Kiel und Bürger-
initiativen zur Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs in 
Schleswig-Holstein ab. Die Interessenkoalition bildete sich 
angesichts der Verschlechterung des öffentlichen Nahver-
kehrs in der Region Neumünster, verursacht durch Strecken-
stillegungspläne der Bundesbahn. Obwohl offensichtlich, 
nach Untersuchungen der Bürgeraktion, genügend Bedarf für 
den Bahnverkehr besteht, weisen die wirtschaftlichen Rech-
nungen der Bundesbahn rote Zahlen und damit Sanierungs-
bedarf aus. U m dennoch ein attraktives N a h Verkehrsangebot 
aufrechtzuerhalten, das zudem umweltfreundlicher ist als eine 
zusätzliche Verstopfung der Straßen mit Autobuslinien oder 
verstärktem Individualverkehr, haben sich der Arbeitskreis 
»Neue Produktion« der IG Metall-Vertrauensleute bei den 
Kieler MAK-Werken, der seit 1981 an der Entwicklung sinn-
voller Produkte arbeitet, und ein 1984 gegründeter »Verein für 
Soziale und Umweltfreundliche Verkehrspolitik Schleswig-
Holstein«, ein Zusammenschluß von Eisenbahnern, Grünen, 



Sozialdemokraten und Parteilosen, zusammengetan. Die Mit-
glieder des Arbeitskreises »Neue Produktion« entwickelten 
das Konzept eines Regionalbahntriebwagens, der vergleichs-
weise billig auf der Basis ausgemusterter, aber noch intakter 
Steuerwagen für Akkumulatorenwagen hergestellt werden 
könnte. Sowohl der Recycling-Aspekt wie das Beschäfti-
gungsangebot schlagen dabei positiv zu Buche und kämen 
einem festgestellten regionalen Bedarf zugute. Dementspre-
chend haben auch Kommunalpolitiker ihre Unterstützung zu-
gesagt. Verhandlungen mit der Bundesbahn sind aufgenom-
men worden, um das Konzept zu realisieren. Das Beispiel lehrt 
beides: wie künstliche Trennungen zwischen Produzenten, 
Konsumenten und Betroffenen überwunden werden können, 
wenn das gemeinsame Interesse an ökologisch und sozialver-
träglichen Problemlösungen zum Ausgangspunkt des Han-
delns genommen wird. Und: daß es dafür der bewußten gesell-
schaftlichen Entscheidungen bedarf, die sich an anderen als 
schlichten Rentabilitätsgesichtspunkten orientieren. 
Aus den beschriebenen Lernprozessen läßt sich der Schluß 
ziehen, daß eine erfolgreiche Reaktion auf die ökologischen 
Herausforderungen dann gelingen kann, wenn die Erfahrun-
gen, die von den Initiativen im Betrieb oder in der politischen 
Öffentlichkeit gemacht werden, zum Entwurf von alternati-
ven Konzepten führen und zu Aktionen, die der Logik des 
blinden Produktivismus entgegenarbeiten. Abschließend sol-
len für eine ökologische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit 
dieser Orientierung die Ansatzpunkte bestimmt werden so-
wie mögliche Instrumente und flankierende Maßnahmen be-
nannt werden. 

Auf der Suche nach politischem Flankenschutz 
Ich sehe, im Anschluß an die vorangegangenen Überlegun-
gen, im wesentlichen drei Erfahrungsebenen, an denen ange-
setzt werden könnte, um Handlungsspielräume zu erwei-
tern: 

(1) Auf der Alltags-Ebene findet seit geraumer Zeit eine 
intensive Thematisierung der Umweltbelastungen und 
Gesundheitsgefährdungen als Folge industrieller Produktio-
nen statt. Dabei verbreitet sich die Einsicht, daß Arbeitneh-
mer oft doppelt belastet sind: durch gesundheitsgefährdende 
Produktionsverfahren und durch Umweltbelastungen, die in 
der Regel damit einhergehen. Eine Chance der Politisierung 
solcher Erfahrungen ergibt sich aber nur dort, w o es gelingt, 
Bedürfnisse nach gesünderer Umwelt und besseren Produk-
ten, nach einem Mehr an verfügbarer, unreglementierter Zeit 
und nach Partizipationsrechten mit der Entwicklung konkre-
ter, überschaubarer Alternativen zu verknüpfen. Dabei ist es 
im übrigen unerheblich, ob die Defizit-Erfahrungen im 
Arbeitsalltag gemacht oder aus dem privaten Lebensbereich 
in die Arbeitsumwelt hineingetragen werden. Entscheidend 
ist die Aufhebung scheinbar naturwüchsiger Trennungen 
zwischen den unterschiedlichen Lebensbereichen. 
(2) Im Bereich betrieblicher und gewerkschaftlicher Inter-
essenvertretung eröffnen sich aufgrund der gesellschaftlichen 
Lernprozesse über die Bedeutung ökologischer Probleme 
Möglichkeiten für eine Politisierung der Frage, wer und wie 
über Art und Qualität der Produkte und Produktionsverfah-
ren entscheidet. Über die Bedingungen für den Verkauf der 
Arbeitskraft und ihre Anwendung durch die Kapitalbesitzer 
- die traditionellen gewerkschaftlichen Aktionsfelder - hin-
aus, wäre auf Konzepte hinzuarbeiten, die das Wie und Wozu 
der Produktion nicht mehr ausklammerten. Die Diskussion 
um die Entwicklung und Durchsetzung technologischer Al-
ternativen, die in den Gewerkschaften inzwischen begonnen 
hat, wäre damit zusammenzubringen. Beachtliche Legitima-
tionsdefizite auf Seiten der Industrie böten hier Mobilisie-
rungschancen. 
(3) Auf der Ebene der gesellschaftlichen Auseinandersetzung 
um die Zukunft der Industriegesellschaft stellt schließlich die 
wachsende Bereitschaft zur Zusammenarbeit von umweltkri-



tischen Gruppen in den Betrieben und ökologischen Bürger-
initiativen - trotz mancher Berührungsängste und unnötiger 
Mißverständnisse - einen wichtigen Hebel dar. Sind die In-
itiativen im politischen Raum weitgehend die vorantreibende 
Kraft bei diesem Prozeß, so wird gerade die unbestreitbare 
Kompetenz, über die betriebliche Gruppierungen und ein-
zelne Personen hinsichtlich des Produktionsprozesses und 
der Arbeitsorganisation verfügen, für realistische Umstel-
lungsalternativen benötigt. Eine solche Kooperation voll-
zieht sich selten widerspruchsfrei. Sie ist angewiesen auf 
wechselseitiges Rücksichtnehmen und Akzeptieren von Exi-
stenzängsten und Gefährdungsbewußtsein und darf die Kon-
flikte nicht von vornherein einseitig etwa zu Lasten der Ar-
beitsplätze auflösen wollen. 
Eine Erweiterung der Handlungsspielräume auf den Ebenen 
von Alltag, Interessenorganisation und politischer Öffent-
lichkeit mit dem Ziel einer planvollen Bekämpfung der 
Gesundheits- und Umweltgefahren, einer Produktionskon-
version und letztlich der Durchsetzung eines anderen indu-
striellen Leitbildes, erfordert unterschiedlichste Instrumente 
und flankierende Maßnahmen, die die Rahmenbedingungen 
für ein solches gesellschaftliches Projekt optimieren helfen. 
Dabei kann durchaus an vorhandene Regelungen und Kon-
zepte angeschlossen werden. 
Einige werden im folgenden benannt, ein Anspruch auf Voll-
ständigkeit ist damit nicht verbunden, der sozialen Phantasie 
eröffnen sich hier im Gegenteil noch weite Felder. 
Die Mitbestimmung gehört zum erprobten Arsenal gewerk-
schaftlichen Handelns. Sie hat sich bisher nicht gerade dazu 
geeignet erwiesen, über eine soziale Abfederung in Krisensi-
tuationen hinaus, einen wirksamen Einfluß auf die Gestal-
tung des Produktionsprozesses auszuüben. Seit neuestem 
nun hat der DGB-Bundesvorstand seine »Konzeption zur 
Mitbestimmung am Arbeitsplatz«9 vorgelegt, die dazu beitra-
gen soll, den Arbeitnehmern einen wirksameren Einfluß auf 

die Gestaltung ihrer eigenen Arbeit einzuräumen und die Hu-
manisierung der Arbeit voranzutreiben. An dem Konzept ist 
wichtig, daß der D G B die Individual- und Kollektivrechte 
der Arbeitnehmer gestärkt wissen will, soweit sie sich auf 
Veränderungen des Arbeitsplatzes, seiner Tätigkeit und der 
Arbeitsumgebung beziehen. Dabei geht es um Informations-
rechte gegenüber dem Arbeitgeber, um Vorschlagsrechte für 
eine menschengerechte Gestaltung der Arbeit und die Rekla-
mation der Unzumutbarkeit von Arbeit, der durch das Recht 
auf Leistungsverweigerung Nachdruck verliehen werden 
soll. Das Recht auf die Einrichtung von Arbeitskreisen, in 
denen Arbeitnehmer während der betrieblichen Arbeitszeit 
gemeinsam mit Betriebsräten, Vertrauensleuten und inner-
wie außerbetrieblichen Experten ihre Vorschläge zur Gestal-
tung von Arbeitsbedingungen entwickeln können sollen, 
wobei der Arbeitgeber eine Pflicht zur Stellungnahme hat, 
bezeichnet einen Schritt in die richtige Richtung, auch wenn 
der D G B in diesem Zusammenhang wohl nicht die Ökologie-
problematik vor Augen hatte. Richtig daran ist das Ziel der 
Entfaltung des innovativen Potentials der Beschäftigten und 
die Förderung der Transparenz über die Bedingungen der Ar-
beit. Dort, w o es solche institutionellen Verankerungen 
schon gibt, sei es in der Form der Branchenversammlungen 
auf den Werften oder als Arbeitskreise für Alternative Pro-
duktion, sind sie entscheidende Orte für die Bewußtseinsbil-
dung über tarif- und sozialpolitische Interessen hinaus. Sie 
wären gut geeignet, das vorhandene Informationsdefizit über 
die Gesundheits- und Umweltgefährdung am Arbeitsplatz zu 
verringern und eine produktionsbezogene Politik von unten 
voranzubringen. Instrumente einer Produkt- und Technolo-
giefolgenabschätzung sind inzwischen weit genug entwickelt, 
um auf der betrieblichen Ebene handhabbare Hilfestellungen 
zu leisten. 1 0 

Von dort aus könnte auch der politische Druck auf Betriebs-
ärzte, Berufsgenossenschaften und Gewerbeaufsicht ausge-



hen, die zu weiten Teilen heute aus Gründen unzureichender 
Ausstattung vor dem Problem der Umweltgefährdung oder 
des Arbeitsschutzes im Betrieb kapitulieren müssen, wenn sie 
nicht ohnehin wie die meisten Betriebsärzte in unheiliger Al-
lianz mit der Unternehmensführung, von der sie bezahlt wer-
den, verbunden sind. Von der Ökologiebewegung wird in 
diesem Zusammenhang zu Recht eine generelle Pflicht zur 
Produktzulassung vor der Vermarktung und eine wirksame 
Produktionsausgangskontrolle gefordert, wobei die Kosten 
den Verursachern anzulasten wären." Eine so bedingte Ver-
teuerung der Produkte würde vielleicht zu einer schrittweisen 
Entchemisierung beitragen. Insgesamt wäre eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung von Arbeitsstoffen und Endprodukten 
das mittelfristige Ziel. 
Im Betriebsverfassungsrecht bieten sich an zwei Stellen An-
satzpunkte für eine Erweiterung der Spielräume von Beleg-
schaftshandeln. In den §§ 90 und 91 des Betriebsverfassungs-
gesetzes ist eine rechtzeitige Unterrichtung des Betriebsrates 
bei allen Planungen und Änderungen, auch von Arbeitsver-
fahren und -abläufen, die die Geschäftsleitung vornimmt, 
vorgesehen, wobei »die menschengerechte Gestaltung der Ar-
beit« berücksichtigt werden soll. Widersprechen solche Än-
derungen »gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnis-
sen« über menschengerechtes Arbeiten, hat der Betriebsrat 
sogar ein erzwingbares Mitbestimmungsrecht. Da Arbeits-
rechtsprechung nicht unbeeinflußt bleibt von der öffent-
lichen Auseinandersetzung um Rechtspositionen, hätten die 
Gewerkschaften hier ein wichtiges Betätigungsfeld, um ex-
emplarische Entscheidungen zu erreichen. Die andere Ein-
griff smöglichkeit eröffnet sich über den §111 , der neben der 
Sozialplanregelung auch das Instrument des Interessenaus-
gleichs über eine geplante Betriebsänderung enthält. Dieser 
Interessenausgleich kann im Vorfeld von Betriebsstillegun-
gen bei entsprechendem Nachdruck dazu genutzt werden, 
Initiativen für Produktionsumstellungen, die belegschaftsei-

gene Auffanggesellschaften planen, mit Produktionsmitteln 
und Übergangsfinanzierungen im Austäusch gegen eine rei-
bungslose Abwicklung der Stillegung zu versorgen. 
Die Stärkung der Eigeninitiativen von Belegschaften bzw. ak-
tiver Gruppen im Betrieb könnte darüber hinaus gefördert 
werden, wenn die Beratungskapazitäten netzwerkartig aus-
gebaut würden, auch unter Hinzuziehung nicht unter ge-
werkschaftlicher Kontrolle laufender Institutionen. Dafür 
wäre ein Konsultationsrecht betrieblicher Arbeitskreise be-
triebsverfassungsrechtlich zu verankern, dessen Kosten im 
bestimmten Rahmen und beim Verdacht auf Umweltgefähr-
dung der Arbeitgeber zu tragen hätte. Die durchweg positi-
ven Erfahrungen mit der Innovations- und Technologiebera-
tung durch ein Projekt der IG Metall in Hamburg und Berlin, 
die als staatlich unterstützter Modellversuch laufen, haben 
gezeigt, was an Beratung auf dem Gebiet der Technologiefol-
genabschätzung und der Produktkonversionsberatung (Um-
stellung der Produktion) auch mit einem kleinen Apparat zu 
leisten ist. 
Im Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes wäre darüber hin-
aus an Maßnahmen zu denken, die eine bessere materielle 
Überlebenschance für Belegschaftsinitiativen und örtliche 
Beschäftigungsinitiativen bieten, sofern sie eigenständig al-
ternative, sozial nützliche Produktionen entwickeln wollen. 
Sie brauchen nicht nur entsprechende Beratungsformen, son-
dern auch dem Arbeitslosengeld zumindest adäquate Unter-
stützungsleistungen. Die Grünen haben zu diesem Problem 
einen brauchbaren Gesetzesvorschlag vorgelegt 1 2 , der die Er-
weiterung der Förderungsberechtigten bei den Maßnahmen 
zur Arbeitsbeschaffung auf solche Arbeitnehmer ausdehnt, 
die ein in Selbstverwaltung geführtes Unternehmen errichten 
oder übernehmen wollen. Sie schlagen darüber hinaus auch 
angemessene Beihilfen für die Gründungsphase solcher Mo-
delle vor. Da gegenwärtig nahezu alle Versuche von beleg-
schaftsinitiierten Produktionsumstellungeh an der mangeln-



den staatlichen Förderung zu scheitern drohen, andererseits 
aber die Signalwirkung erfolgreicher Produktionsumstellun-
gen nicht zu unterschätzen wäre, sollte gerade auch gewerk-
schaftliche Politik hier auf einen Durchbruch drängen. 
In diesen Zusammenhang gehören auch Konzepte, die für die 
Einrichtung institutioneller Dialoge zwischen Produktions-
umstellungsinitiativen und kommunalen Behörden plädie-
ren, um gemeinsam gesellschaftlichen Bedarf und seine Be-
friedigung durch selbstorganisierte Projekte zu sondieren. 
Solche Gesprächskreise werden in Hamburg und Bremen 
derzeit anvisiert. 1 3 

Flankierende Maßnahmen, die die Bereitschaft zu einem um-
weltpolitischen Engagement erhöhen könnten, finden sich in 
Vorschlägen für eine Politik der qualitativen Verkürzung der 
Arbeitszeit. Auch hier liegt ein Gesetzentwurf der Grünen 
Bundestagsfraktion vor, der bezahlte Freistellungen für die 
Teilnahme an beruflichen, wissenschaftlichen, politischen 
und kulturellen Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen 
vorsieht. 1 4 Damit soll darüber hinaus ein Rechtsanspruch auf 
bezahlte Freistellung für ehrenamtliche, gemeindliche sowie 
gewerkschafts- und sonstige gesellschaftspolitische Betä-
tigung verbunden sein. So käme es nicht nur zu einer quan-
titativen Verkürzung von Arbeitszeit, sondern zu einer 
Öffnung in Richtung auf die Wahrnehmung politischer 
Gestaltungsaufgaben im engsten Bereich von Betrieb und Ge-
meinde. Privilegiert würden solche Aktivitäten, die auf ein 
basisnahes Engagement zielen. 
Eine produktionsbezogene Ökologiepolitik, wie sie hier skiz-
ziert worden ist, weist bewußt in eine andere Richtung als das 
gewerkschaftliche Programm für Arbeit und Umwelt , das das 
Heil in einer Beschleunigung des »qualitativen« Wachstums 
sucht. Bei diesem Programm, das den Einsatz öffentlicher 
Mittel und Umlagen-Fonds der Industrie als zentrale Instru-
mente vorschlägt, bleibt für die Betriebs- und Personalräte 
nur die Aufgabe der Fort- und Weiterbildung auf dem Gebiet 

des Umweltschutzes und die daraus abgeleitete Frühkoordi-
nation zwischen gewerkschaftlicher und betrieblicher Vertre-
tungsebene. 
Statt dessen wurde hier versucht, Konturen einer Politik zu 
entwerfen, die bei dem ansetzt, was sich an der gewerkschaft-
lichen Basis, im Betrieb und in der politischen Öffentlichkeit, 
bei den Bürgerinitiativen, tatsächlich bewegt und bewegen 
ließe. Joseph Weizenbaum, Computer-Experte und -Kriti-
ker, hat die Illusion von der sogenannten Ohnmacht des Ein-
zelnen die gefährlichste Illusion genannt, die ein Mensch 
überhaupt haben kann I S . Gefordert sind nicht allein staatlich 
adressierte Umweltschutzprogramme, sondern die Subjekte 
mit ihrer Kompetenz und ihren Ansprüchen auf mehr Le-
bensqualität. Nicht als vereinzelte Individuen, sondern in ih-
rer Fähigkeit zu kooperativer Anstrengung. 

aus: (Hrsg.) Beckenbach, F. / Müller, J. / 
Pfriem, R. / Stratmann, E.: 
Grüne Wirtschaftspolitik 
-Machbare Utopien, Köln 1985 
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Einleitung 

Die nachfolgenden Kurztexte stellen thesenartige Grundlagen für 
das Abschlußpodium der Eröffnungstagung des Instituts für 
ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) dar, zum Thema "Die 
Zukunft der Wirtschaftsforschung". 
Wir haben den Teilnehmer(inne)n der Diskussion für diese Thesen 
keine weiteren Richtlinien auf den Weg gegeben, weil es uns 
wichtig schien, alle Beteiligten zunächst einmal von ihrer 
eigenen Forschungssituation her argumentieren zu lassen. 
Für das Gespräch am 17.11.1985 wollen wir dann die Debatte um 
eine eher eingrenzende Fragestellung organisieren, ob bzw. 
inwiefern nämlich die ökologische Dimension des Wirtschaftens 
und Lebens von der Wirtschaftsforschung eine revidierte oder 
neue paradigmatische Orientierung verlangt. Irene Schöne vom 
IÖW, für die das zentral ist, hat ihre Thesen bereits in dieser 
Richtung angelegt. 

Die Thesen sind in jeweils alphabetischer Reihenfolge von 
Frauen und Männern angeordnet. 



Thesen Hannelore Burmann 
(Institut für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, Bonn) 

1 . D ie Z u k u n f t der W i r t s c h a f t s f o r s c h u n g - k o n k r e t : i h r e 

Chancen, au f g e s e l l s c h a f t l i c h e P r o z e s s e E i n f l u ß zu 

nehmen - häng t davon ab , ob s i e aus g e g e n w ä r t i g e n 

F e h l e n t w i c k l u n g e n zu l e r n e n i m s t a n d e i s t . 

2 . U n t e r dem E i n d r u c k der E r f o l g l o s i g k e i t w i r t s c h a f t s p o -

l i t i s c h e r Konzep te a n g e s i c h t s der s e i t etwa zehn J a h -

ren a n h a l t e n d e n M a s s e n a r b e i t s l o s i g k e i t w i r d d i e gegen-

w ä r t i g e S i t u a t i o n von v i e l e n S e i t e n a l s k r i s e n h a f t 

empfunden. Wie i n den d r e i ß i g e r J a h r e n d i e s e s J a h r h u n -

d e r t s i s t d i e K r i s e d o p p e l t e r N a t u r : 

a) d i e K r i s e der r e a l e n W i r t s c h a f t s e n t w i c k l u n g 

b) d i e M e t a k r i s e der w i s s e n s c h a f t l i c h e n A u s e i n a n d e r -

s e t z u n g m i t den r e a l e n Phänomenen. 

3 . D ie K r i s e der W i r t s c h a f t s p o l i t i k sowie i h r e r t h e o r e t i -

schen Fundamente i s t n i c h t z u l e t z t e i n e " Ü b e r f o r d e -

r u n g s k r i s e " . S ie w i r d v e r u r s a c h t du rch zu hoch ge-

s p a n n t e E r w a r t u n g e n i n d i e L e i s t u n g s f ä h i g k e i t der 

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n und der S o z i a l w i s s e n s c h a f t e n 

a l l g e m e i n , d u r c h zu große H o f f n u n g e n i n d i e P l a n b a r -

k e i t und d i e G e s t a l t b a r k e i t der P r a x i s a u f g r u n d t h e o -

r e t i s c h e r E r k e n n t n i s s e . 

D ie W i s s e n s c h a f t s e l b s t , i n s b e s o n d e r e d i e W i r t s c h a f t s -

w i s s e n s c h a f t , hat s o l c h e u n r e a l i s t i s c h e n H o f f n u n g e n 

g e n ä h r t . A n g e s i c h t s der E r f o l g e k e y n e s i a n i s c h e r S t a b i -

l i t ä t s p o l i t i k wog s i e s i c h im G l a u b e n , den W i r t -

s c h a f t s p r o z e ß nach B e l i e b e n f e i n s t e u e r n zu können . 
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4 . D ie K r i s e der W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e r s c h ö p f t s i c h 

j e d o c h n i c h t im Z u r ü c k b l e i b e n h i n t e r ü b e r s p a n n t e n E r -

w a r t u n g e n . D ie L e i s t u n g s f ä h i g k e i t der W i s s e n s c h a f t und 

der au f s i e g e g r ü n d e t e n w i r t s c h a f t s p o l i t i s c h e n Rezep-

t u r e n w i r d v i e l m e h r du rch e i n e Re ihe von t h e o r e t i s c h e n 

und f o r s c h u n g s p r a k t i s c h e n F e h l e n t w i c k l u n g e n b e e i n -

t r ä c h t i g t . 

5 . E in K r i t e r i u m zu r B e u r t e i l u n g de r L e i s t u n g s f ä h i g k e i t 

von T h e o r i e n i s t d i e Re levanz der • zu grun.de. 1 i egenden 

P r ä m i s s e n . Dabei geht es n i c h t um den Grad de r Ab-

s t r a k t i o n e i n e r T h e o r i e , sondern um d i e F r a g e , wovon 

a b s t r a h i e r t w i r d . 

D ie v o r h e r r s c h e n d e ökonomische Leh rme inung z e i c h n e t 

s i c h dadurch aus , daß s i e w i c h t i g e E r s c h e i n u n g de r 

R e a l i t ä t u n b e r ü c k s i c h t i g t l ä ß t ( " r e i n e Ökonomie" ) und 

i h r e E r k l ä r u n g s m u s t e r d e m z u f o l g e g e r i n g e p r a k t i s c h e 

Re levanz b e s i t z e n . 

6 . Zu s i m p l e bzw. f a l s c h e Grundannahmen, z . B . d i e Über -

t r a g u n g der Gese tze der Mechanik (Gl e i c h g e w i c h t s t h e o -

r i e ) au f d i e Ökonomie f ü h r e n zu f a l s c h e n S c h l u ß f o l g e -

r u n g e n . 

7 . D ie W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t l e g t h ä u f i g mehr Wert au f 

d i e G e s c h l o s s e n h e i t und f o r m a l e E leganz von M o d e l l e n , 

a l s au f i h r e n p r a k t i s c h e n E r k 1 ä r u n g s w e r t . M o d e l l e w e r -

den s e l b s t dann noch k u n s t v o l l v e r f e i n e r t , wenn s i e 

s i c h i n i h r e n G r u n d i d e e n l ä n g s t a l s i r r e l e v a n t e r w i e -

sen haben. 

8 . T h e o r i e n , d i e e m p i r i s c h ungenügend a b g e s i c h e r t s i n d , 

werden a l s b e s t ä t i g t ausgegeben und au f i h r e r G r u n d l a -

ge w e i t r e i c h e n d e w i r t s c h a f t s p o l i t i s c h e H a n d l u n g s a n w e i -
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sungen gegeben. Der r e l a t i v g e r i n g e " R e i f e g r a d " de r 

N a t i o n a l ö k o n o m i e s o l l t e demgegenüber zu v o r s i c h t i g e r e n 

und v e r a n t w o r t u n g s v o l l e r e n V o r s c h l ä g e n an d i e P o l i t i k 

An laß geben , da d i e t a t s ä c h l i c h e n Konsequenzen n i c h t 

s i c h e r a b g e s c h ä t z t werden können . 

9 . D ie v e r s c h i e d e n e n t h e o r e t i s c h e n S c h u l e n i n n e r h a l b de r 

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t n e i g e n d a z u , j e w e i l s nur i n -

n e r h a l b des e i g e n e n A n s a t z e s zu d i s k u t i e r e n . D ie A r g u -

mente und e m p i r i s c h e n E r k e n n t n i s s e a n d e r e r F o r s c h u n g s -

r i c h t u n g e n werden a l 1 e n f a l 1 s zu r K e n n t n i s genommen, um 

s i e zu w i d e r l e g e n . 

10 . Wenn d i e W i r t s c h a f t s f o r s c h u n g i n Z u k u n f t i n P o l i t i k 

und G e s e l l s c h a f t Beach tung f i n d e n m ö c h t e , muß s i e 

a) d e u t l i c h machen, daß es k e i n e P a t e n t r e z e p t e f ü r d i e 

p o l i t i s c h e G e s t a l t u n g der W i r t s c h a f t g i b t . D ie E r -

w a r t u n g e n an d i e W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t müssen a u f 

e i n r e a l i s t i s c h e s Maß r e d u z i e r t w e r d e n . 

b) A n s t r e n g u n g e n zu r Oberw indung der g e s c h i l d e r t e n 

t h e o r e t i s c h e n und f o r s c h u n g s p r a k t i s c h e n M i ß s t ä n d e 

machen. N o t w e n d i g i s t i n s b e s o n d e r e e i n p r o b l e m b e z o -

gener D i s k u r s über d i e T h e o r i e g r e n z e n h inweg sow ie 

d i e E r w e i t e r u n g ö k o n o m i s c h e r M o d e l l e um p o l i t i s c h e 

und g e s e l l s c h a f t l i c h e Zusammenhänge. T h e o r e t i s c h e 

E r k e n n t n i s s e s o l l t e n d a r ü b e r h i n a u s wegen des hohen 

A b s t r a k t i o n s g r a d e s und des p a r t i e l 1 en Ch-arak te rs 

der m e i s t e n E r k l ä r u n g s m u s t e r n i c h t v o r s c h n e i 1 i n 

R a t s c h l ä g e an d i e P o l i t i k umgese t z t w e r d e n . 
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GISELA ANNA ERLER 

ZWANZIG-
STUNDEN-
TRÄUME UND 
SCH NUCKELIGE 
NACHBAR-
SCHAFTEN 
ÜBER DAS GROSSE SCHWARZE LOCH 
DER NEUEN MÄNNERPHANTASIEN 

Wo die Diskussion auf dem Stand der 
Zeit, das heißt des Pflasterstrand 

oder der Kommune ist, da wird die Arbeit in 
unserer Gesellschaft wie auch das Geld pfif-
fig neu verteilt: 

Für die einen haben wir die Dualwirtschaft 
theoretisch hinter uns gelassen. Was plumpe 
Gewerkschafter schon vor 10 Jahren sagten 
(und Operaisten ebenfalls), wird plötzlich in 
einer schmucken neuen Welle wieder gesell-
schaftsfähig: Der Traum vom »anders arbei-
ten« ist eine Illusion, alternativ backen ist 
dasselbe wie bei Osram Glühbirnen herstel-
len. Der Faktor Bewußtsein, wie ich eine Tä-
tigkeit empfinde, warum sie mir etwas be-
deutet, wird flugs durch objektivistische Ka-
tegorien wieder weggewischt. So richtig es 
war, aufzuzeigen, daß auch in alternativen 
Zusammenhängen mit Wasser gewaschen 
und mit Geld gewirtschaftet wird, so proble-
matisch ist doch die Überführung all derer, 
die da an anderen Arbeitszusammenhängen 
basteln, als ohnehin vergebliche Träumer. 
Verwiesen wird statt dessen auf den »auto-
nomen« Sektor, das Hobbytum im weitesten 
Sinn, wo das getan wird, was mensch wirk-
lich tun möchte: töpfern (?), schreiben (???), 
gärtnern, Kinderhüten (!) — dem die in je-
dem Fall entfremdete heteronome Arbeit ent-
gegensteht. 

Nun gibt es andere, die nicht wie Gorz in 
einem kurzen Satz die real existierende 
Dualwirtschaft mit ihrem bezahlten wie un-
bezahlten Sektor hinter sich lassen, sondern 
die darüber nachdenken, wie denn Perso-
nen, die zeitweise oder langfristig aus der 
Kernökonomie ausgegliedert werden oder 
ihr fernbleiben, ihr Recht auf Einkommen, 
Qualifikation und gesellschaftliche Teilhabe 
verwirklichen können. Da haben wir, mit Va-
rianten, die vielzitierten Autoren Offe und 
Huber, auch meine Berliner ökolibertären 
Freunde. Mindesteinkommen in verschiede-
nen Versionen, Arbeitszeitverkürzungen 
ebenfalls wie im Supermarkt ausgesucht: 
W i e hätten wir es denn gerne? 30 Stunden? 
Zu viel? Nein, nehmen wir doch lieber fünf-
undzwanzig oder zwanzig! 

Dünn bleibt häufjg die Aussage darüber, 
wer denn die Subjekte sind, die all diese 
Modelle einklagen und durchsetzen. Dünn 
und hohl etwa bei Gorz die Perspektive der 
Einheitsarbeitszeit von zwanzig Stunden, 
nach dem Welt-Scheckkarten-System analog 
zur American-Express-Karte. Unsichtbar die 
Antwort darauf, außer bei Huber, wo denn 
die Großkonzerne, Machtträger, Industriegi-
ganten bleiben und wie wir uns in diese 
merkwürdig konkretistische Vision hin auflö-
sen. Subjekt: die Gewerkschaften und die 
Reste der neuen Linken? Und das nach der 
Analyse, die die Arbeiterklasse beiläufig ins 
Abseits stellte, vor gar nicht langer Zeit? 

Soviel vorab und sehr verkürzt zu den 
endlosen neuen Würfen, die da entstehen 
und gepredigt werden. Ihr gemeinsamer 
Mangel scheint mir zu sein, daß die Subjekte 
und Interessenvertreter fast stets unsichtbar 
bleiben, daß zwar vornehmerweise nirgend-
wo mit dem Revolutionsbegriff operiert wird, 
daß da aber pseudorealistische Konkretio-
nen gehandelt werden, die unter der Hand 
revolutionäre Machtverschiebungen beinhal-
ten, ohne sie noch zu benennen. 

Wir können es offensichtlich nicht lassen, 
den linken Bauchladen zu benutzen und das 
schöne alte Spiel »Was wäre, wenn wir an 
der Macht wären« zu spielen, wir können 
nicht begreifen, daß wir nicht mit Gesetzes-
entwürfen, sondern mit Prozessen und histori-
schen Entwicklungen umzugehen haben, de-
ren Resultat per definitionem ein Kompromiß 
sein wird und nicht unsere Schubladen-
entwürfe. 

Doch nun zu meinem eigentlichen The-
ma: allen diesen Entwürfen ist gemein, 

daß sie in geschlossener Manie die Bezie-
hungsfähigkeit, gewachsene Strukturen, das 
Wirkungsfeld Familie in seiner Besonderheit 
und seiner noch immer qualitativen Unersetz-
barkeit schlichtweg ignorieren. 

Damit wird frau ignoriert, unsichtbar ge-
macht, ihre Tätigkeit wird quantifiziert, ihrer 
Besonderheit entkleidet. Grob gesagt: W a s 
Familien und in den Familien heute Frauen 
leisten, wird über einen Leisten gezogen, 
mißachtet und zunehmend kolonisiert. In un-
serer Liebe zu stets neuen Etiketten haben 

wir die Lebensrealität längst zugepflastert, 
so daß wir nicht mehr hinschauen brauchen. 
Da gibt es eine Neue Mütterlichkeit und eine 
neue Affirmativität, laut Frankfurter Alt-Klug-
meisterei. Ich möchte in ungebrochener 
Neo-Banalität an einige Dinge erinnern oder 
auf sie aufmerksam machen: In allen neuen 
Würfen ist für die Betreuung von Kindern, Al-
ten, Kranken, Psychopathen etc. die Rede 
von den schnuckeligen Nachbarschaften 
und kleinen Gruppen, die sich in freiwilliger 
Zuwendung all dieser Menschen annehmen. 

Wir sind eine Gesellschaft, die zwar im-
mer weniger Kinder hat, aber immer mehr 
schwerkranke Alte, Leute, die ins Bett ma-
chen, sabbern und o f t niemanden mehr er-
kennen. Es ist ja wohl grotesk, davon auszu-
gehen, daß wir alle, so, wie wir in den 
Städten leben, immer mehr vereinzelt (weil 
wir es nach unseren WG-Erfahrungen so 
wollen), immer mehr mit Beziehungsschwie-
rigkeiten kämpfend, daß wir ungebrochen 
und plötzlich in neue Nachbarschaften strö-
men werden und kontinuierliche, engagierte 
Pflege für Kranke und Schwache leisten. Es 
ist noch schwachsinniger, dies von Männern 
als Selbstverständlichkeit anzunehmen als 
von Frauen. 
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Wir haben seit Beginn dieses Jahrhunderts 
eine Verkürzung der Lohnarbeitszeit von wö-
chentlich ca. 60 auf 40 Stunden erlebt, ohne 
daß die von Männern freigesetzte Zeit den 
Familien zugute kommt. Woher nehmen wir 
die Kühnheit zu unterstellen, bei 35, 30 oder 
20 Stunden werde das anders sein, jeden-
falls von selbst? Gibt es nicht genügend in-
teressante Dinge auch neben dem Kranken-
bett und dem Kinderwagen, die man dann 
vorziehen wird? Wer, um in die Welt der 
Banalität mit allem untheoretischen Nach-
druck zurückzukehren, von all den Single-
Männern und auch -Frauen ist denn heute 
bereit, auch nur für wenige Stunden verbind-
lich das Blag einer relativ unbekannten Frem-
den zu betreuen, geschweige denn die bett-
nässende Schwiegermutter eines anderen? 
Wohl wissend, daß die Gruppenidylle so 
leicht nicht herbeizudiskutieren und nach un-
seren Erfahrungen teilweise eher ein schlech-
ter Witz ist, kommen also neue Varianten ins 
Gespräch. 

Michael Opielka operiert mit dem lebens-
langen Sozialdienst, Klaus Offe mit den Zeit-
guthaben von Pflegediensten, die man/frau 
ansammeln kann, um im Alter nicht allein zu 
verrotten. Ahnliches stand schon vor Jahren 
bei Herrn Binswanger zu lesen. Das liest sich 
alles für unsere geübten fortschrittlichen Au-
gen so süffig und flüssig, daß wir erst beim 
Nachdenken stutzen. Wie immer entpuppt 
sich unsere Szene als Hüterin des unerbittli-
chen industriellen Fortschritts, nach dem 
Motto: Erst abholzen und dann aufforsten. 

Machen wir uns erst einmal klar: noch im-
mer wird die primäre Sozialisationsleistung in 
Familien erbracht. Zunehmend in einer Form 
von Familie, wo frau den ganzen Preis, ar-
beitsmäßig wie finanziell, zu leisten hat: In 
der Kleinstfamilie, in der nur Mutter und Kind 
leben. Die Zunahme der Kleinstfamilie als 
Uberwindung der Familie oder auch nur des 
Patriarchats zu sehen, ist dabei eine folgen-
schwere gedankliche Schluderei. Privat ver-
stärkt sich hier die wechselseitige Abhängig 
keit, ökonomisch wird die Reproduktion end-
lich ganz den Frauen aufgebürdet. Mit dem 
Zerbrechen der Ehe ist die Familie nicht 
überwunden, sondern allenfalls transformiert. 
Die Aushöhlung der Ehe hat mit dem Ende 
der Familie nichts zu tun, sie ist lediglich eine 
Transformation mit durchaus ambivalenten 
gesellschaftlichen Folgen. Doch dies nur am 
Rande! Es geht mir nicht, wie so viele gern 
mißverstehen, darum, Frauen in dieser Rolle 
festzuschreiben. Es geht erst einmal darum, 
festzustellen, daß wir zur frühkindlichen So-
zialisation, die auf einer echten Familienbin-
dung beruht, noch immer nicht die geringste 
Alternative haben, weder bei uns noch an-
derswo. Entweder hat ein Kind mindestens 
eine feste Liebesperson, Mutter (manchmal 
Vater), Großmutter oder dergleichen, eine 
Person, die nicht nach der 8-Sfunden-Logik 
operiert, die das Kind mitsamt seiner Rotzna-
se und seinen ersten ba-bas aufregend, at-
traktiv und interessant, einmalig und hinrei-
ßend findet, oder das Kind hat ein massives 
Problem für das ganze Leben. Es gibt in den 

neueren Theorien zu den Sozialdiensten ein-
fach keine Begriffe für die Besonderheit be-
stimmter Beziehungen, für das Einmalige 
und Nicht-Austauschbare der Familienbezie-
hung, das sie so neurotisch, überlastet und 
unersetzlich macht. 

Das Gerede von den Nachbarschaften 
und Sozialdiensten, ohne daß wenigstens 
genauer auf die mögliche Wechselbezie-
hung solcher Dienste zu famjliären Formen 
eingegangen wird, wird gespeist von der 
noch immer grassierenden grundnaiven An-
nahme, die Familie ließe sich analog zum 
Atomkraftwerk einfach abschaffen. Der me-
chanische Emanzipationsbegriff für Frau und 
Mann geht noch immer davon aus, die Ge-
meinschaft oder der Stamm, die Familie, das 
Dorf, all das seien lediglich Zwangszusam-
menhänge — Ziel der gesellschaftlichen Ent-
wicklung sei das restlos mobile Individuum, 
das seine Lebensarbeitszeit mal in Bangla 
Desh, mal in New York, mal in Berchtesga-
den ableistet. Es mag so kommen — doch 
ein solches Modell bedeutet die totale 
Ghettoisierung und Institutionalisierung aller 
nicht-Mobilen, der Kleinkindmütter wie der 
Geisteskranken. Die Tendenz der Gesell-
schaft, beide auf eine Stufe zu stellen, ist oh-
nehin schon weit entwickelt. 

Ich meine, es braucht eine ehrliche, reali-
stische und gründliche Auseinanderset-

zung mit den facts of life. Beziehung ist nicht 
dasselbe wie Versorgung. Wenn wir Fami-
lienfrauen nicht völlig isolieren wollen mit der 
Arbeit, die sie für uns alle leisten (noch im-
mer wird 80 Prozent aller Versorgung von 
Pflegefällen in Familien geleistet), dann müs-
sen wir uns für banale Dinge entscheiden: 
ein Konzept, das (Kleinkind)Mütter und Frau-
en, die Kranke daheim pflegen, viel mehr 
entlastet als bisher. Sozialdienste für die Ret-
tung des Waldes wie für die Unterstützung 
der Familien, damit sie nicht noch mehr zum 
Gefängnis werden. Wir können im Rahmen 
solcher Strategien auch überlegen, wie wir 
es Männern möglich machen, solche Aufga-
ben zu übernehmen: durch Teilzeitarbeit, 
z.B. durch einen Sozialdienst analog zur 
Bundeswehr, wo junge Männer auch in 
fremden Familien, in Kindergärten Popos put-
zen und Brei kochen. 

Daß über diese Details nicht gesprochen 
wird, wohl aber über die blinkenden Com-
puter, die die Lebensarbeitszeit kontrollieren, 
ist keine Zufälligkeit, keine nebensächliche 
Unterlassung. Wer die zentrale Bedeutung 
von Familie für Lebensqualität in Kindheit, 
Krankheit und Alter übersieht, der muß zu-
mindest begreifen, daß ein Sfundenkonto für 
die Betreuung im Alter nicht das Kernpro-
blem löst: daß der schwache und kranke 
Mensch nicht von irgend jemand irgendwie 
betreut sein möchte, sondern daß er zumin-
dest zeitweise emotional auf den Kontakt zu 
Personen angewiesen ist, die ihm/ihr im Lauf 
der Lebensgeschichte etwas bedeuten. 

Das bedeutet aber, daß wir das Verhältnis 
von Freiwilligkeit und Verantwortlichkeit et-
was realistischer diskutieren müssen, ohne 
daraus abzuleiten, daß Frauen alleine diese 
Last tragen könnten, die ständig wächst. 

Das Stechuhrdenken in bezug auf Betreu-
ung bringt den Warencharakter in einen Be-
reich, wo er von den Menschen unserer Na-

tion bisher nur partiell akzeptiert wurde. Die 
mechanistische Emanzipation, die nicht klar 
definiert, wie für Familie sichtbarer Platz und 
praktische Entlastung geschaffen wird, be-
günstigt die instrumentelle Euthanasie, das 
langsame, freiwillige, gleichgültige Sterben 
des Menschen, für den niemand mehr das 
genuine Interesse der Privatheit aufbringt. Es 
gibt da keine Kompromisse, nur Hilfen! 

Abschließend noch einmal: es geht nicht 
darum, etwas zu erhalten, was eigentlich 
längst überflüssig ist. Oder gar, Arbeitsplät-
ze in einem Sektor zu schaffen, der keine 
Menschen absorbieren kann. Es geht darum, 
daß wir dabei sind, einen Sektor restlos zu 
kolonisieren und immer selbstverständlicher 
auszubeuten, zu dem es in bezug auf die 
psychische Überlebensfähigkeit von Men-
schen keine sichtbare Alternative gibt. Um 
den Frauen in der Familienverantwortung Luft 
zu verschaffen, müssen wir erst einmal wahr-
nehmen, was sie tun. Und manch eine(r) von 
uns, die/der sich den „Kleinfamilienscheiß" 
als überzeugte(r) Single verbittet, ganz zu 
Recht, stellt sich die Frage vielleicht schon 
übermorgen, wenn seine/ihre Eltern Pflege-
fälle werden oder sie/er doch ein Kind 
möchte oder sie/er schwer krank wird. Leben 
ist Leben, Lieben, Kranksein, Sterben. Halten 
wir doch die Würde von allem im Blick! 

Es gibt in der linken Theorie viele Diver-
genzen,- doch die Grundannahme, daß alte 
Strukturen, vor allem der Gemeinschaft, 
durch jene der Gesellschaft zu ersetzen sei-
en, ist allen gemein. In einer Art paranoi-
schem Rundschlag wird nicht nur das Fami-
lienleben, sondern auch das Dorf, die Pro-
vinz, das ganze Zurückgebliebene planiert 
und angegriffen — von einer Bewegung, die 
sich zunehmend in ihrer Freizeit mit den Ge-
danken der Ökologie befaßt. Dem Bemühen 
um die Rettung der Bäume entspricht an kei-
ner Stelle ein Bemühen um ein Verständnis 
dessen, was eigentlich menschliche Gemein-
schaften funktionsfähig macht. Daß Kindes-
mißhandlung, Gewalt gegen Frauen und 
Psychoterror heute zunehmend den Familien-
alltag bestimmen, ist Ausdruck der maßlosen 
Uberfrachtung und zugleich Ohnmacht, in 
der wir durch die industrielle Funktionslogik 
und durch unsere platten Sozialstaatsthesen 
die Familien wie auch die übrigen Restge-
meinschaften treiben. Ein Beweis für ihre Er-
setzbarkeit ist es nicht. Dem Wurzelgeflecht 
einer Tanne wird angesichts der Tatsache, 
daß sie auf den Sauren Regen mit Tod rea-
giert, zumindest eine komplexe Realität zu-
gestanden. Menschlichen Motivationsstruktu-
ren und Lebensformen dagegen wird mit der 
simple-minded-ness von Micky-Maus-Heften 
begegnet. Das Prinzip der Nicht-Beliebigkeit 
von Beziehungen wieder als Baustein in un-
sere Gesellschaft aufzunehmen, wäre ein 
Anfang einer Theoriebildung in diesem Be-
reich. Erst wenn die Qualität statt der Quan-
tität von Beziehungen und Betreuung wieder 
zum Thema wird, kann frau sich in diesen 
Strategien wiederfinden. • 
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Thesen Irene Schöne 

(Institut für ökologische Wirtschaftsforschung, Hamburg) 

Ö k o l o g i e a l s neues Parad igma de r ökonomie? 
Ehe i c h v e r s u c h e , e i n i g e Thesen zu der F r a g e s t e l 1 u n g a u f z u w e r f e n , 

ob d i e Ö k o l o g i e a l s e i n neues Parad igma der Ökonomie angesehen 

werden k a n n , und d a m i t , ob es zu e inem Parad igmenwechse l kommen muß, 

w i l l i c h m i t b e s o n d e r e m Nachdruck d a r a u f h i n w e i s e n , daß i c h a l s 

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t l e r i n f ü r e i n e W e i t e r e n t w i c k l u n g der ökono -

mischen T h e o r i e p l ä d i e r e , n i c h t a l s e i n e Außens tehende . 

I c h möchte ge rn aus der F ü l l e der N o t w e n d i g k e i t e n v i e r Thesen f o r -

m u l i e r e n und z u r D i s k u s s i o n s t e l l e n : 

1. These 

Anhand der Umwe 1 t z e r s tö ru.ng, w o r i n auch d i e A u s r o t t u n g von T i e r -

und P f l a n z e n a r t e n e i n g e s c h l o s s e n i s t , d i e i c h a l s e i n e vom Menschen 

" h a u s g e m a c h t e " K a t a s t r o p h e b e z e i c h n e , w e i l s i e du rch unse re A r t zu 

m i t de r Na tu r umzugehen, v e r u r s a c h t worden i s t , l ä ß t s i c h z e i g e n , 

daß d i e ökonomische T h e o r i e b i s h e r e r s t e n s von e i n e r Unbe gren z t he i t 

n a t ü r l i c h e r Ressourcen a u s g i n g . Wir gehen m i t der N a t u r so um, a l s 

k ö n n t e n w i r übe r s i e u n e n d l i c h und u n b e g r e n z t v e r f ü g e n . Wenn bes t imm-

t e R e s s o u r c e n , w ie z . B. f o s s i l e E n e r g i e v o r r ä t e a u f g e b r a u c h t s i n d , 

meinen w i r , würden w i r schon e i n f a l l s r e i c h genug s e i n , um andere 

Q u e l l e n an i h r e S t e l l e zu s e t z e n . Z. B. k o n n t e Ho lz d u r c h K o h l e , 

Koh le d u r c h E r d ö l und s o l l E r d ö l d u r c h A t o m e n e r g i e e r s e t z t ' we rden . 

Was i n M i l l i o n e n von J a h r e n e n t s t a n d e n i s t , v e r b r a u c h e n w i r i n rund 

100 J a h r e n v o l l s t ä n d i g . S t a t t daß w i r d i e e i n z i g e Q u e l l e e r s c h l i e ß e n 

und e i n s e t z e n , d i e uns s t ä n d i g neue E n e r g i e l i e f e r t , d i e w i r k l i c h 

n i c h t b e g r e n z t i s t und von j e d e r m a n n (und j e d e r F rau ) v e r w e n d e t w e r -

den k a n n , d i e Sonne. 

2 . These 

Wi r gehen z w e i t e n s m i t de r N a t u r so um, a l s h ä t t e d i e s e e i n e unbe-

g r e n z t e A u f n a h m e k a p a z i t a t f ü r S c h a d s t o f f e und A b f ä l l e , d i e be i P ro -

d u k t i o n und Konsum a n f a l l e n . Au f d i e Regene r i e rungs f ä h i g k e i t de r 



Natur mußte von uns - j e d e n f a l l s s c h i e n es b i s h e r so zu s e i n -

k e i n e R ü c k s i c h t genommen w e r d e n . Unsere A r t zu w i r t s c h a f t e n war 

, s c h l o s s e n w i r d a r a u s , n e u t r a l gegenüber der Umwe l t . Und 

w i r v e r f ü g e n daher über k e i n w i r k l i c h f u n k t i o n i e r e n d e s I n s t r u m e n t , 

um Schäden zu e r k e n n e n bzw. Nutzen und Schaden g e g e n e i n a n d e r abzu -

wägen, ehe w i r h a n d e l n . 

Schaden- w ie N u t z e n e r z e u g u n g e r s c h e i n e n uns g l e i c h e r m a ß e n a l s p r o -

d u k t i v e A r b e i t e n . Um beim B e i s p i e l der E n e r g i e v e r s o r g u n g zu b l e i -

b e n , h e i ß t d a s , daß d u r c h den E i n s a t z und den Ausbau der A tomener -

g i e h o c h g i f t i g e A b f a l l s t o f f e e r z e u g t w e r d e n , d i e j a h r h u n d e r t e l a n g 

s i c h e r g e l a g e r t werden müssen, w e i l s i e f ü r Mensch und Na tu r g i f t i g 

s i n d . Wi r p r o d u z i e r e n d u r c h m e n s c h l i c h e E i n g r i f f e i n d i e N a t u r d a m i t 

mehr G i f t , a l s von N a t u r aus vo rhanden w a r . Und w i r sehen k e i n e r -

l e i Prob leme d a r i n , d i e N a t u r m i t s o l c h e n s t r a h l e n d e n A b f ä l l e n zu 

b e l a s t e n , es s e i denn t e c h n i s e h e , d i e g e l ö s t werden k ö n n t e n . 

Das W a l d s t e r b e n z e i g t j e d o c h d e u t l i c h , wo d i e B e l a s t b a r k e i t der 

N a t u r l i e g t und daß w i r d i e s e b e r ü c k s i c h t i g e n müssen. 

3. These 

Wi r r e g i s t r i e r e n heu te d u r c h unse re A r t zu w i r t s c h a f t e n Z e r s t ö r u n -

gen an de r N a t u r , d i e w i r h i n s i c h t l i c h i h r e r A u s w i r k u n g e n d i s k u -

t i e r e n , abe r auch nur bezogen a u f d i e N a t u r , und ohne zu e r k e n n e n , 

daß s i e l e t z t e n d l i c h auch a u f den M e n s c h e n a l s e i n n a t ü r l i c h e s Lebe-

wesen A u s w i r k u n g e n haben . Zum B e i s p i e l i s t das W a l d s t e r b e n n i c h t 

nur d e s h a l b von B e d e u t u n g , w e i l de r Wald s t i r b t und i n f o l g e der 

L u f t v e r s c h m u t z u n g und Ve rSäue rung des Bodens auch k e i n e r l e i M ö g l i c h -

k e i t e n h a t , u n t e r d i e s e n Bed ingungen j e m a l s w i e d e r zu wachsen , son-

de rn auch d e s h a l b , w e i l d o r t , wo der Wald s t i r b t , auch d i e K rebs -

e r k r a n k u n g e n beim Menschen s i c h h ä u f e n , ( v g l . U n t e r s u c h u n g e n Beken-

kamp, S a a r b r ü c k e n ) D iese Zusammenhänge, d i e A u s w i r k u n g e n , d i e unse r 

L e b e n s s t i l n i c h t nur a u f d i e N a t u r , sonde rn auch a u f den Menschen 

h a t , werden von uns b i s h e r n i c h t gesehen und n i c h t i n s K a l k ü l ge-

zogen . Wi r können s o l c h e A u s w i r k u n g e n i n i h r e n Zusammenhängen b i s h e r 

auch deswegen n i c h t v e r s t e h e n , w e i l i n der ökonomischen T h e o r i e der 

Mensch, j e d e n f a l l s i n s e i n e r M e h r h e i t a l s A r b e i t n e h m e r , l e d i g l i c h 

a l s e i n s e t z b a r e r P r o d u k t i o n s f a k t o r A r b e i t a u f t r i t t . 
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4. These 

E r k l ä r e n l a s s e n s i c h d i e s e D e f i z i t e an E r k e n n t n i s zum T e i l , d e n k e 

i c h , d a d u r c h , daß d i e ökonomische T h e o r i e s i c h nur m i t der r a t i o -

n a l e n O r g a n i s a t i o n von P r o d u k t i o n und V e r t e i l u n g b e s c h ä f t i g t , n i c h t 

aber m i t de r von Konsum und A b f ä l l e n . Würde s i e s i c h n ä m l i c h n i c h t 

nur m i t d i e s e n T e i l e n , s o n d e r n m i t dem ganzen L e b e n s z y k l u s von P r o -

d u k t e n a u s e i n a n d e r s e t z e n , dann b e s t ü n d e i n v i e l s t ä r k e r e m Maße d i e 

N o t w e n d i g k e i t , u m w e 1 t v e r t r ä g l i c h e P r o d u k t e w ie P r o d u k t i o n e n zu kon-

z i p i e r e n . Dadurch daß s i e j e d o c h nur e i n e n b e s t i m m t e n T e i l b e r e i c h 

der ganzen P r o d u k t l i n i e h e r a u s n i m m t , b l e n d e t s i e s o l c h e Zusammen-

hänge aus . Man k ö n n t e s a g e n , daß s i c h d i e ökonomische T h e o r i e b i s h e r 

nur m i t de r R a t i o n a l i t ä t von K a p i t a l v e r w e r t u n g b e s c h ä f t i g t und d i e s e 

zu v e r s t e h e n v e r s u c h t , n i c h t aber m i t e inem r a t i o n a l e n Umgang m i t 

Mensch und N a t u r . I c h p 1 ä d i e r e d a m i t f ü r e i n e W e i t e r e n t w i c k l u n g 

der E r k e n n t n i s m e t h o d e ö k o n o m i s c h e r T h e o r i e . L e i d e r müssen w i r n i c h t 

nur von i h r e r N a t u r v e r g e s s e n h e i t , s o n d e r n auch von i h r e r T h e o r i e v e r -

g e s s e n h e i t s p r e c h e n . A n s ä t z e zu e i n e r g a n z h e i t l i c h e n S i c h t gab es 

vor 60 b i s 80 J a h r e n i n D e u t s c h l a n d d i v e r s e . D iese s o l l t e n w i r v e r -

suchen, f ü r d i e he u-t i ge . Di skuss i on- f r u c h t b a r zu machen. 

A l s Haecke l a l s V e r t r e t e r e i n e r m o n i s t i s c h e n n i c h t d u a l i s t i s c h e n 

W i s s e n s c h a f t s a u f f a s s u n g 1866 i n I I . Band s e i n e r " G e n e r e i Ten Morpho-

l o g i e " den B e g r i f f O e c o l o g i e e n t w i c k e 1 t e , v e r s t a n d e r d a r u n t e r " d i e 

W i s s e n s c h a f t von den Bez iehungen des Organismus z u r umgebenden 

A u ß e n w e l t " , w o r i n auch d i e B e z i e h u n g des Menschen zur N a t u r e i n g e -

s c h l o s s e n i s t . D iese B e z i e h u n g g e s t a l t e n w i r h e u t e s o , a l s gäbe es 

s i e ü b e r h a u p t n i c h t , w i r b l e n d e n s i e immer noch a u s , so a l s h ä t t e 

unse re A r t zu w i r t s c h a f t e n k e i n e r l e i A u s w i r k u n g e n a u f d i e Na tu r und 

a u f den Menschen. I c h d e n k e , daß w i r aus der h e u t i g e n U m w e l t k r i s e 

auch l e r n e n müssen, daß es s i c h dabe i um e i n e E r k e n n t n i s k r i s e des 

Menschen h a n d e l t , de r e i n n a t ü r l i c h e s L e b e w e s e n , . e i n Te i1 der N a t u r 

i s t , i n bezug a u f d i e ihm äußere i l a t u r . 

I n s o f e r n b e a n t w o r t e i c h d i e g e s t e l l t e F r a g e , ob Ö k o l o g i e e i n neues 

Parad igma de r Ökonomie s e i n kann und muß, m i t j a . 



Thesen Prof.Dr. Hajo Riese 
(Freie Universität Berlin) 

1. Die vielbeklagte Irrelevanz der Forschung zur 
Lösung praktischer Fragen ("Krise der National-
ökonomie") hat eine Ursache darin, daß der Wissen-
schaftsbetrieb szientifischen Normen folgt. Sie be-
stimmen das Sozialprestige in der scientific Community, 
wobei die Vertreter der "reinen Theorie" an der Spitze 
rangieren, und entsprechend die wissenschaftlichen Karrieren. 

2. Aber es lassen sich auch erkenntistheoretische Gründe 
für das (vermeintliche) Versagen der Forschung anführen. 
So wird (nicht nur in der öffentlichen Meinung) die 
Beziehung zwischen Wissenschaft unf Erkenntnisobjekt 
(in unserem Fall: Wirtschaften) verkürzt interpretiert, 
indem unterschlagen wird, daß Erkenntnis an ein theo-
retisches Vorverständnis ("Paradigma") gebunden ist. 
Wird dies übersehen (oder nicht hinreichend reflektiert), 
so produziert die Wissenschaft (und gerade eine engagierte 
Wissenschaft) eine Mixtur aus Voluntarismus, gespeist aus 
moralischen Postulaten, und theoretischen Versatzstücken. 
Gerade Disziplinen wir Umweltökonomie und Entwicklungstheorie 
leiden unter diesen Defiziten. 

3. Bezogen auf die Umweltproblematik, weist die ökonomische 
Theorie lediglich zwei alternative Paradigmata auf, die sich 
in der neoklassischen und klassischen Werttheorie manifestieren 
Die klassische Ökonomie interpretiert Umwelt als knappen Fak-
tor, der einer optimalen Allokation bedarf (externe Effekte, 
Zertifiketsökonomie, Signalfunktion der Preise); die klassische 
Ökonomie postuliert demgegenüber eine Aneignung der Umwelt im 
Gefolge der Produktion (bei Ricardo: Boden). 

4. Ich bekenne mich zur klassischen Interpretation der Funktion 
der Umwelt im ökonomischen Prozeß. Nach ihr werden die Grenzen 
der Produktion von der Umwelt ("Boden") gesetzt. Diese Gren-
zen aber sind nicht in erster Linie Folge des Wachstums 
der Güterproduktion, sondern der Expansion der Bevölkerung. 
Erhaltung der Umwelt kann somit allein über eine die 
Produktion(sexpansion) hemmende Reduktion der Bevölke-
rung (sexpansion) erfolgen. 
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Thesen Dr. Lothar Scholz 
(Institut für Wirtschaftsforschung, München) 

1. Die Wirtschaftstheorie wird gegenwärtig in einigen Berei-
chen von neoklassischen Paradigmata dominiert. Die Neo-
klassik geht aber von Voraussetzungen aus, die sich rea-
litätsfern erwiesen haben. Insofern ist in Teilbereichen 
eine "Krise der Wirtschaftswissenschaft" zu konstatieren. 

2. Die empirische Wirtschaftsforschung steht zwischen Theo-
rie und Praxis. Die theorie-orientierte empirische Wirt-
schaftsforschung läuft z.T. Gefahr, in eine (Denk-)Sack-
gasse zu geraten, weil sie implizit(l) von politischen 
Erfordernissen ausgeht, die unrealistisch erscheinen. Die 
pragmatisch-orientierte Wirtschaftsforschung stützt sich 
auf Fakten und verfolgt heuristische Prinzipien. Sie 
operiert "reaktiv", weil sie allenfalls in der Lage ist, 
die (aktuellen) Bestimmungsfaktoren der wirtschaftlichen 
Entwicklung aufzuarbeiten und - gestützt auf ex-post-Ana-
lysen - Entwicklungstendenzen nachzuzeichnen, auch poli-
tischer Art. 

3. Die Stoßrichtung der ökologischen Wirtschaftsforschung 
ist für mich gegenwärtig noch nicht hinreichend erkenn-
bar. Sie unternimmt allem Anschein nach den Versuch, 
"proaktiv" zu operieren; d.h. sie entwickelt Anforderun-
gen ("gesellschaftlich-kulturelle Wertsetzungen"), denen 
heute oder in der Zukunft entsprochen werden sollte. Da-
mit müssen explizit(l) politische Zielsetzungen formu-
liert werden, die aus ökologischer Sicht zu begründen 
sind; ein neuartiger Anspruch im Bereich der Wirtschafts-
forschung. 

* Leiter der Abteilung Energie, Rohstoffe, Technologie im 
Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München 



- 2 -

4. Die ökologische Wirtschaftsforschung unternimmt allem 
Anschein nach den Versuch, Bestimmungsfaktoren der ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung einzu-
beziehen, die die traditionelle Ökonomie als irrelevant 
oder exogen determiniert ansieht. Per definitionem be-
trachtet die traditionelle Wirtschaftsforschung z.B. 
"freie" Güter nicht als Forschungsgegenstand. An diesem 
Punkt setzt die Ökologie-Kritik vielfach an. 

5. Wirtschaftswissenschaftler müssen auf disziplinübergrei-
fende Erkenntnisse zurückgreifen, wenn sie die Knappheit 
"freier" Güter nachweisen oder Einstellungen und Verhal-
tensweisen von Wirtschaftssubjekten aus ökologischer 
Sicht ändern wollen. Wenn es gelingt, eine solche inter-
disziplinäre "science Community" zu gemeinsamen For-
schungsarbeiten zu bewegen, dann wäre die Voraussetzung 
für ein neues Paradigma erfüllt, das die ökologische 
Wirtschaftsforschung kennzeichnen könnte. 

6. In der pragmatisch-orientierten empirischen Wirtschafts-
forschung ist mehrfach der Versuch unternommen worden, 
interdisziplinäre Forschungsteams auf komplexe For-
schungsthemen anzusetzen. Meine Erfahrung: Disziplin-Ego-
ismus und -Engstirnigkeit, Zeitdruck und Kommunikations-
probleme, individuelle Abgrenzung statt Kooperation waren 
schwer zu überwindende Barrieren, die einer disziplin-
übergreifenden Bearbeitung von Problemstellungen im Wege 
standen. Ob die Orientierung der Wirtschaftsforschung an 
ökologischen Problemstellungen die Grundlage für einen 
Konsens unterschiedlicher Disziplinen darstellen kann, 
entzieht sich meiner Erfahrung. 

7. Die ökologische Wirtschaftsforschung kann auf Instrumente 
der traditionellen Ökonomie zurückgreifen, wenn es darum 
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geht, interdependente Zusammenhänge offenzulegen, z.B. 
Kreislauf-Modelle, kybernetische Regelungsvorgänge, In-
put-Output-Zusammenhänge, Systems Dynamics, Evolutions-
Modelle. 

8. Nicht nur die Ökonomie, sondern auch die Ökologie kennt 
den Begriff "Geichgewicht". Die Ökonomie ist sich inzwi-
schen bewußt, daß das eine Fiktion ist. Der Begriff des 
"ökologischen Geichgewichts" bedarf ebenfalls der Relati-
vierung, da es auch in der Natur kein (absolutes) Gleich-
gewicht gibt. 

9. Die traditionelle Wirtschaftsforschung hat bei der Suche 
nach quantitativen Zusammenhängen (gesamt-)wirtschaftli-
cher Sachverhalte von der Vielfalt qualitativer Verände-
rungen ("technischer Fortschritt") abstrahiert. Innovati-
ve Veränderungen sind unter diesem Blickwinkel als (sta-
tistische) Störfaktoren angesehen worden, weil sie die 
Kontinuität der Zeitreihen beeinträchtigen. In der Inno-
vationsforschung gibt es Ansätze, diese qualitativen 
Sachverhalte aufzudecken, denn diese "Störfaktoren" sind 
es gerade, die wirtschaftliche und soziale Veränderungen 
auslösen. 

10. Eine ökologische Wirtschaftsforschung, die sich auf Pro-
blemstellungen des "qualitativen" Wachstums konzentriert, 
könnte unter diesem Blickwinkel einen neuen Approach im 
Rahmen der Innovationsforschung verfolgen. Es hat den An-
schein, daß sich diese Forschungsrichtung nicht darauf 
beschränken möchte, Fakten aufzudecken - was für sich 
allein genommen bereits ein schwieriges Unterfangen wäre 
- sondern selbst Ziele postulieren und Empfehlungen aus-
sprechen will. Damit ist ein Rollenkonflikt zwischen 
Wissenschaft und Politik vorprogrammiert, der in der 
pragmatisch-orientierten empirischen Innovationsforschung 
nach Möglichkeit vermieden wird. 



Thesen Dr. Frank Stille 
(Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung / DIW, Berlin) 

Punkte zur Diskussion 

1. Wir tschaf ts forschung - besonders Ihr empir ischer Zweig - hat 
e rs tens viel mit der Analyse der Vergangenheitsentwicklung zu tun. 
Basierend auf daraus gewonnen Erklärungsmodellen, versucht sie zweitens 
den Einfluß von wir tschaf tspol i t i schen Maßnahmen und anderen 
Steuerungsmechanismen abzuschätzen (Simulation) und dr i t tens Prognosen 
bzw. Szenarien zu entwickeln. Solche Ansätze berücksichtigen viele 
Hunder te von Variablen und schätzen inst i tut ionelle , technische und 
Verha l tens -Paramete r . Die Interdependenz der Variablen und/oder der 
Subsysteme aufgrund des makroökonomischen Kreis laufgedankens macht 
ökonomische Modelle auch für die ökologische Wir tschaf ts forschung 
a t t r ak tW. Prinzipiell könnten z.B. in Szenarien ökologisch bedeutsame 
Annahmen vari ier t und in ihren Konsequenzen analysiert werden. Dazu 
müßten aber markoökonometr ische Ansätze so weit disaggregiert werden, 
daß ökologische Sachverhal te berücksicht igt werden können. Dies ist 
bisher nicht geschehen, einmal weil gesamtwir t schaf t l i ch bedeutsame 
ökologische Indikatoren nur in geringer Anzahl vorliegen und dann, weil 
die ökonomische Theorie kaum einen sys temat ischen Ansatz l i e fe r t , auf 
dem ein ökologisch angere icher tes disaggregier tes Makromodell fußen 
könnte. 

Für eine solche Zielsetzung ist der Ökonom auf die Mithilfe und die 
Phantasie anderer angewiesen. Die Studie "Die Grenzen des Wachstums" 
ist h ier für ein beredtes Beispiel. Die bedeutsamste Funktion dieses 



Ansatzes war , Konsequenzen be s t immte r Annahmen aufzuze igen und 
dami t in der Öf fen t l i chke i t eine Schärfung des Problembewußtse ins zu 
e r re ichen . Ich glaube, daß nach dieser Studie und nach Global 2000 
e rneu t e Anstrengungen in dieser Richtung sinnvoll sind. Die Inter-
diszipl inar i tä t ist nicht nur für solche Makro-Studien, sondern auch fü r 
Studien mit e inem begrenz te ren Gegenstandsbereich (Agra rwi r t scha f t , 
Verkehr, Energie, S tadterneuerung e t c . ) notwendig - ein häufig 
schwieriges Un te r f angen . 

2. Eine we i t e re - und viel leicht en tscheidende - Schwierigkeit ist die, 
daß in ökonomischen Ansätzen Preise eine zen t ra l e Rolle spielen. Das 
impliz ier t fü r den Bereich der bisher wei tgehend "preislosen" (kostenlosen) 
Umwel tgü te r , Pre ise zu f ingieren. Dami t ist eine ganze Reihe von 
Bewertungen vorzunehmen. Bewertungen sind meis tens kontrovers , nicht 
nur in bezug auf Umwel tpre ise , sondern auch auf technische Möglich-
kei ten f ü r den Umwel t schutz und auf (umwelt)poli t ische Ziele. Ökonomen 
können in diesem Spektrum offens ich t l ich nicht Schiedsr ichter sein; sie 
können al lenfal ls dazu be i t ragen, Konf l ik te aufzulösen . Aber auch das ist 
schwierig, denn bekanntl ich bestehen zwischen ökonomischen Ansätzen 
Divergenzen und zwischen Ökonomen vie l fach gegensä tz l iche Stand-
punkte . 

3. Für den Volkswir tschaf t ler ist es eigentl ich se lbs tvers tändl ich , daß 
er neben einer e inzelbet r iebl ichen Kostenrechnung auch eine g e s a m t w i r t -
schaf t l i che Kosten- Nutzen-Analyse vorn immt . Die darin en tha l tenen 
Bewertungsprobleme sind bekannt . Im Grunde geht es immer wieder um 
die angemessene Erfassung der in die betr iebl ichen Kostenrechnungen 
nicht eingehenden ex te rnen Kosten und Er t räge . So e infach das Prinzip 
ist , die sozialen Gesamtkos ten und - e r t r ä g e zu e rmi t t e ln , so schwierig ist 
seine Anwendung im einzelnen. Dies b e t r i f f t vor al lem auch den no twen-
digerweise langen Ze i t raum, der in solche Analysen einzubeziehen ist . 
Grenzen werden immer wieder durch krass unterschiedl iche Bewertungen 
desselben Ta tbes tandes durch verschiedene Interessengruppen gezogen. 
Beispiel: Eine ökonomische Bet rachtung der Stromgewinnung aus Atom-



k r a f t s tößt so for t dann an seine Grenzen, wenn man die Kosten für die 
Endlagerung von Atommüll aufgrund seiner unabsehbaren Konsequenzen so 
hoch a n s e t z t , daß sie alle anderen Er t r agse l emen te dominier t . Ein anderes 
Beispiel sind der Tourismus in den Alpen und die daraus resul t ierenden 
langfr is t igen Schäden am Bergwald mi t allen Konsequenzen für die 
Siedlung. 

N ich t sdes to t ro t z bleibt eine wicht ige Aufgabe ökologischer Wir t schaf t s -
forschung, auch für Tei lbereiche umfassendere , ökologische Aspekte 
berücksicht igende Kosten- und Er t ragsrechnungen durchzuführen . Vor-
schläge dazu b e t r e f f e n 

die Input-Output-Analyse und die Bewertung des Sozialprodukts 
(ökologisch o r i en t i e r t e volkswir tschaf t l ichen Gesamtrechnung); 
die Erwei terungen von Energiebilanzen um Emissionsbilanzen; 
den Verkehrsbereich. Über die sogenannten Wegekosten von Straße 
und Schiene hinaus müssen auch die Kosten von Unfäl len und von 
Umwel tbee in t räch t igungen einbezogen werden; 
den Agrarbereich ebenso wie die Bauwir t schaf t (Bodennutzung und 
Bodenschutz). 

4. Eine wicht ige Aufgabe einer ökologischen Wir t schaf t s forschung wird 
die Uberprüfung der Tauglichkeit von Ins t rumenten , ihrer Implikationen 
für die Erreichung der ges teck ten ökologischen Ziele und ihrer 
Finanzierung sein, aber auch ihrer Wirkung auf andere Ziele wie z.B. die 
Einkommensver te i lung. 

Die Durchsetzung von Internal is ierungs- und Verursacher-Pr inzip sind 
ohne Zweifel wicht ige e r s t e Schr i t t e . Dadurch, daß die Kos ten- und 
Pre is re la t ionen veränder t werden, ist auch mit Subst i tut ionsprozessen zu 
rechnen, die allerdings nicht immer ökologisch sinnvoll sein müssen. 
Verbote und Auflagen, Abgaben, Gebühren und Subventionen müssen so in 
ein Anreiz- und Steuerungssystem in tegr ier t werden, daß 
Anpassungsfähigkeit und -geschwindigkeit der exis t ierenden Prozesse an 
ökologische Ziele erhöht werden. Dabei muß der Ökonom allerdings die 



nich t in tendie r ten N e b e n e f f e k t e wie z.B unbeabsicht ig te Sust i tut ions-
vorgänge, regress ive Belastungen e inkommensschwacher Schichten oder 
unerwünschte Konzent ra t ionsprozesse und andere Auswirkungen auf das 
Zieisystem beach ten . 

Eine wicht ige Frage in diesem Zusammenhang ist , ob Ins t rumente univer-
sell oder spezif isch ausges t a l t e t werden sollen. Der Ökonom würde hier 
generel l Makroregeln vorziehen, die dann aber f lexibel genug sind, um 
Raum für spezi f i sche Ergänzungen zu lassen. Probleme auf der mikro-
ökonomischen Ebene verlangen häufig d i f f e r e n z i e r t e r e Steuerungs-
mechanismen, für die generel le Regeln zu e infach sind; dennoch haben sie 
einen wichtigen Ste l lenwer t . In den Bereich einer Bewertung von 
Ins t rumenten gehört auch die Prüfung ins t i tu t ionel ler Gegebenhei ten . Dies 
ist besonders dann dringend e r forder l ich , wenn ve rmute t wird, daß 
b e s t i m m t e ins t i tu t ionel le Ausgesta l tungen ökologisch e rwünschte En t -
wicklungen blockieren. Hier ist eine Zusammenarbe i t z.B. mit Jur is ten 
(St ichwort : Umkehr der Beweislast , Schadensersatz) notwendig. 

5. Die für alle genannten Ins t rumente unverz ich tbare Setzung von 
ökologischen Normen wird solange das Wachstum und die industr iel le 
Entwicklung nicht negat iv tangieren, wie sie ökologische Innovationen 
fo rc ie ren . Die damit e inhergehenden Kostenbelas tungen können natür l ich 
die e inze lwi r t schaf t l i che Wet tbewerbsfäh igke i t und/oder die t e r m s of 
t rade belas ten , Aber die konkreten Belastungen hängen wiederum unmi t -
te lbar von der Art der Finanzierung ab (z.B. Verursacherpr inzip vs. 
Gemeinlastpr inzip) . Das Thema "Umwel t schutz und Wet tbewerbs fäh ig-
kei t" ist gerade für die Bundesrepublik wicht ig . Das Beispiel Japan ze ig t , 
daß s t renge Standards bei der Luf tve r schmutzung zu angepaßten Techno-
logien geführ t haben, die Japans Wir t schaf t Wet tbewerbsvor te i le ver-
s c h a f f e n k ö n n e n . 

6. Die Erfü l lbarke i t von Normen hat einen technischen und einen ökono-
mischen Aspekt . Technisch ist sehr viel machbar ; im Fal le von Verboten 
kann dies allerdings zum Verschwinden von Produkten und/oder Produk-
t ionsprozessen führen und damit zu Wachstumseinbußen. Diese sind nach 



Möglichkeit gering zu ha l ten , da ein Zusammenhang zwischen Wachstums-
und Produkt iv i tä tsniveau bes t eh t . Ein hohes Produkt iv i tä tsniveau und 
rasche P roduk t iv i t ä t s fo r t s ch r i t t e können z.B. im technisch- industr ie l len 
Umwel t schu tz das Po ten t ia l s cha f f en , um die schon e inge t r e t ene ökolo-
gische Ins tabi l i tä t wenigstens in Tei lbereichen zu korr igieren. Darüber 
hinaus kommt es darauf an, die auf herkömmlichen Denkmustern 
beruhenden Bewertungen zu überprüfen . Die Steigerung der "Umwel t -
produkt iv i tä t 1 1 und die Verringerung des spezi f ischen Energieverbrauchs 
können vordringliche Ziele sein. 
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